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§ 5
Verlorener Investitionsaufwand

(1) Erweisen sich Leistungen für die unmittelbare In­
vestitionsvorbereitung und die Investitionsdurchfüh­
rung, nachdem sie aus den für Investitionen vorgesehe­
nen Mitteln finanziert worden sind, als nicht mehr 
verwertbar für Investitionen, so ist der Gegenwert die­
ser Leistungen (verlorener Investitionsaufwand) aus­
zubuchen.

(2) Auftraggeber im Bereich der volkseigenen Wirt­
schaft sowie die im § 1 genannten Konsumgenossen­
schaften haben die Ausbuchung zu Lasten der nicht 
planbaren und nicht kalkulierbaren Selbstkosten vor­
zunehmen. Die ausgebuchten Beträge sind

— durch Auftraggeber, die nach dem Prinzip der Eigen­
erwirtschaftung der Mittel für die erweiterte Re­
produktion arbeiten, dem Investitionsfonds zuzu­
führen,

— durch andere Auftraggeber im Bereich der volks­
eigenen Wirtschaft an den zuständigen Haushalt 
abzuführen.

(3) Entsprechend den Absätzen 1 und 2 ist zu ver­
fahren, wenn Mehrkosten entgegen § 4 bereits aus den 
für Investitionen vorgesehenen Mitteln finanziert 
wurden.

(4) Für die Behandlung der finanziellen Auswir­
kungen aus Investitionseinstellungen auf Grund zen­
traler Entscheidungen gelten die hierfür erlassenen 
Rechtsvorschriften*.

§6

Sonderbankkonten

(1) Die für die Finanzierung der Investitionen und 
die Tilgung von Investitionskrediten einzusetzenden 
Mittel sind auf Sonderbankkonten „Investitionsfonds“ 
bei dem zuständigen Kreditinstitut zu führen. Aus die­
sen Sonderbankkonten werden die Investitionsauf­
wendungen, Kredittilgungen und Zuführungen für die 
zeitweilige Finanzierung von Umlaufmitteln nach den 
Rechtsvorschriften finanziert.

(2) Auf die Sonderbankkonten „Investitionsfonds“ 
sind die Mittel für die Finanzierung der Investitionen 
der Auftraggeber im Bereich der volkseigenen Wirt­
schaft, die nach dem Prinzip der Eigenerwirtschaftung 
der Mitte] für die erweiterte Reproduktion arbeiten, 
sowie der im § 1 genannten Konsumgenossenschaften 
wie folgt zu überweisen:
— Amortisationen bzw. Nettogewinnteile in monat­

lichen Raten entsprechend dem Plan nach Erfüllung 
der gesetzlichen Abführungsverpflichtungen,

— Kreditmittel entsprechend dem Finanzbedarf,
— sonstige für Investitionen vorgesehene Mittel (wie 

Verkaufserlöse für Grundmittel in die Selbstkosten 
verrechnete Restbuchwerte, Versicherungsleistungen) 
entsprechend dem Aufkommen bzw. dem Finanz­
bedarf.

Für die Auftraggeber im Bereich der volkseigenen 
Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft gelten in 
diesem Zusammenhang für die Kreditmittel besondere 
Festlegungen der zuständigen Geschäftsbank.

* wurde den Beteiligten unmittelbar zugestellt

(3) Die Termine der monatlichen Raten für die Über­
weisung der Amortisationen und Nettogewinnteile ge­
mäß Abs. 2 sind durch die Leiter der den Auftraggebern 
übergeordneten Organe festzulegen; sie sind bei der 
Planung der ständigen Passiva zu berücksichtigen.

(4) Die Einrichtung von Sonderbankkonten „Investi­
tionsfonds“ für die Investitionen der staatlichen Organe 
und Einrichtungen und der Auftraggeber im Bereich 
der volkseigenen Wirtschaft, die nicht nach dem Prinzip 
der Eigenerwirtschaftung der Mittel für die erweiterte 
Reproduktion arbeiten, erfolgt nach den dafür erlasse­
nen Rechtsvorschriften.* Das gilt auch für die Über­
weisung der für die Finanzierung dieser Investitionen 
vorgesehenen Mittel auf die Sonderbankkonten „In­
vestitionsfonds“.

(5) Für gemeinsam zu finanzierende Investitionen 
kann zwischen den Auftraggebern und ihren Vertrags­
partnern sowie dem zuständigen Kreditinstitut die 
Einrichtung besonderer Sonderbankkonten „Gemein­
same Investitionen“ vereinbart werden. Die Überwei­
sung der Mittel auf diese Sonderbankkonten wird 
durch die Auftraggeber und ihre Vertragspartner ge­
meinsam festgelegt.

§ 7

Anlaufkosten

(1) Anlaufkosten, soweit sie nicht nach den Rechts­
vorschriften** aus Mitteln des Fonds Wissenschaft und 
Technik zu finanzieren sind, können bis zu ihrer plan­
mäßigen Höhe als Vorleistungen (Kosten für künftige 
Abrechnungszeiträume) abgegrenzt und in einem Zeit­
raum bis zu 3 Jahren in die Selbstkosten verrechnet 
werden, wenn den bestätigten Jahresplänen eine solche 
Abgrenzung und Verrechnung zugrunde liegt.

(2) Anlaufkosten sind

— die Aufwendungen, die vor Inbetriebnahme eines 
neu errichteten Betriebes oder Betriebsteiles der 
volkseigenen Wirtschaft anfallen und zur Gewähr­
leistung der ordnungsmäßigen Inbetriebnahme der 
vertragsgemäß fertiggestellten und abgenommenen 
Investition erforderlich sind;

— die Kosten während der Anlaufzeit, die über die 
mit der Grundsatzentscheidung bestätigten Selbst­
kosten je Erzeugnis hinausgehen.

Anlauf kosten, die nicht aus Mitteln des Fonds Wissen­
schaft und Technik zu finanzieren sind, werden als 
Bestandteil der Gesamtselbstkosten geplant, gesondert 
ausgewiesen und abgerechnet.

(3) Die Anlaufzeit beginnt mit der Inbetriebnahme 
eines neu errichteten Betriebes oder Betriebsteiles und 
endet mit dem Zeitpunkt, ab dem nach der Grundsatz­
entscheidung die Einhaltung der bestätigten Selbst­
kosten je Erzeugnis zu erreichen ist.

(4) Die planmäßige Höhe der Anlaufkosten gemäß 
Abs. 1 ergibt sich aus den in der Grundsatzentschei­
dung getroffenen Festlegungen (Anlaufkosten-Limit

** Zur Zeit gilt die Richtlinie vom 4. Januar 1971 über Maß­
nahmen zur Durchsetzung einer straften Ordnung auf dem 
Gebiet der Investitionen der zentralen und örtlichen Staats­
organe (GBl. II Nr. 5 S. 37)

»* Zur Zeit gilt die Anordnung vom 30. September 1968 über 
die auftragsgebundene Finanzierung wissen sehaftlich-techni- 
scher Aufgaben und die Bildung und Verwendung des Fonds 
Wissenschaft und Technik (GBl. II Nr. 110 S. 859)


